
Bundessozinlgerieht

.3BK 58/62

Verkündet am
180März 1966

Reg„Sekretär
.Schriftführer

I m N a m e n de s V o l k e 5

In dem Reehtsetreit

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklugte,

hat der 3° Senat des Bundesuozialgeriehts auf

die mündliche Verhandlung vom 180 Harz 1966,

an der mitgewirkt haben

Bundesriehter Dro L a n g k e i t

_
— Voreitzender —

Bundesriehter '; Dr„ K r e b s

Bundesriehterin G e y s e r
Bundessozialriehter V o l p e r s

Bundessozialriehter Dr„ H 0 h n

für Recht erkannt:

Die Sprungrevision des Klägers gegen das Urteil

des Sozialgerichts Düsseldorf vom 280 Mai 1962

wird zurückgewiesen°
V

Außergeriehtliehe Kosten des Revisionsverfahrene
‘ {\

‚sind nicht zu erstatten.
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Der Kläger suchte wegen gesundheitlicher Beschwerden

am Freitag, dem 22„ September 1961, die Praxis des Arztes

Dr, med° Sch. in Wuppertal—Vohwinkel aufo Dort wurde ihm

von der Sprechstundenhilfe mitgeteilt, daß der Arzt abwe—

send sei und erst am Montag, dem 25„ September 1961, wie—

der praktiziere° Der Kläger begab sich an diesem Tage

erneut in die Praxis° Dr° Scho stellte seine Arbeitsun—

fähigkeit seit dem 230 September 1961 feste Die beklagte

Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) gewährte dem Kläger der“

aufhin Krankengeld vom 260 September 1961 an„

Der Kläger ist der Auffassung, daß ihm auch für den

25° September 1961 Krankengeld zustehe, da die Arbeits—

unfähigkeit bereits für den 23° September 1961 ärztlich
bestätigt werden sei; aus der Abwesenheit des Arztes,

die er nicht zu vertreten habe, dürften ihm keine Rechte—

nachtcile erwachsen° Sein Widerspruch gegen den ablehnen—
.

den Bescheid der Beklagten würde durch Bescheid vom 140 De—

zember 1961 zurückgewiesen°

Mit der Klage hat der Kläger beantragt,

die Beklagte zu verurteilen,

an ihn 20,02 m zu zahlen°

Die Beklagte hat die Abweisung der Klage beantragt, Sie

ist unter Hinweis auf @ 182 Abs, 3 der ■eiehsversieherungsw

ordnung (EVO) idF des Gesetzes zur Ünderung und Ergänzung
des Gesetzes zur Verbesserung der „irtschuftliehen Siehe—

rung der Arbeiter im Krankheitefalle vom 120 Juli 1961
(BGBl I 913) der Auffassung, daß ein Anspruch auf Krankene
geld erst vom 260 September 1961 an bestehe, da die Ar— ‘

beitsunfähigkeit des Klägers erst am 25„ September 1961

_festgestellt werden sei°
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Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen und die

Berufung zugelassen (Urteil vom 280 Mai 1962)„ Zur Be—

gründung hat es im wesentlichen ausgeführt:

‚Anstelle des früheren Anknüpfungspunktes des Gesetzes

(5 182 Abs° 1 Nr„ 2 RVG aF), nämlich des Eintritts der
1Arbeitsunfähigkeit‚ sei nunmehr nach @ 182 Abs° 3 Satz 1
VRVO die ärztliche Feststellung für den Anspruch auf Kran—

kengcld maßgebendo Wie sich aus den Gesetzesmaterialien

ergebe, sollte eine rückwirkende Feststellung der Arbeits—

unfähigkeit generell ausgeschlossen und die bisherige Mög—

lichkeit dcr Zurückdatierung der Arbeitsunfähigkeit besei—

tigt werden„ '

Gegen dieses Urteil hat der Kläger mit Einwilligung der

Beklagten Sprungrevision eingelegt mit dem Antrag, das

angefochtene Urteil sowie den Ablehnungsbescheid der be—

klagten AOK vom 26° September 1962 idF des Uiderspruchs—

bescheides vom 14° Dezember 1961 aufzuheben und die Be—

klagte zu verurteilen, an den Kläger 20,02 m zu zahlen°

Zur Begründung seiner Revision hat der Kläger ausgeführt:
‚'Der Wortlaut der hier strittigen Vorschrift sei eindeutig“

Er werde auch durch die Entstehungsgeschichte sowie den

Sinn und Zweck der Vorschrift bestätigt°

Das Gericht habe aber eine Überprüfung der
Gesetzesvor—

schrift im Hinblick auf Arto 20 des Grundgesetzes (GG)

unterlassen° Hiernach sei die Rechtsprechung an Gesetz

und Recht gebunden° Es sei zu prüfen, ob das positive

Gesetzrxü;dem weiteren Begriff des Rechts vereinbar sei°

Auch das öffentliche Recht unterstehe der Herrschaft von

Treu und Glauben° Mit den Grundsätzen von Treu und Glau—

ben sei es aber nicht vereinbar, daß der Versicherte unter

der Härte des Gesetzes leiden solle, wenn er unversehuldet

an der rechtzeitigen Inanspruchnahme des Arztes zur Fest-

stellung der Arbeitsunfähigkeit gehindert gewesen sei°

Insoweit stehe das Recht über dem Gesetz und zwinge dazu,
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bei solchen Ausnahmetatbeständen die Grundsätze von Treu

und Glauben anzuwenden° ‘

Die Beklagte hat beantragt,

die Revision zurückzuweisen„

Sie hält das angefochtene Urteil des SG für zutreffend°

Die Sprungrcvision des Klägers ist nicht begründet. Die

beklagte AOK hat den vom Kläger erhobenen Anspruch auf

Krankengeld für den 250 September 1961 mit h“echt abgelehnto

Anspruchsgrundlage ist 5 182 Abs„ 3 RVG idF des Gesetzes

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur Verbesserung
der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krankheits—

falle vom 120 Juli 1961, in Kraft getreten am 10 August

1961 (vgl„ Art° 9 des Gesetzes)„ Danach wird Krankengeld,

sofern es sich nicht um einen Arbeitsunfall oder eine

Berufskrankheit im Sinne der gesetzlichen Unfallversiche—

rung handelt, von dem auf die ärztliche Feststellung der

Arbeitsunfähigkeit folgenden Tage an gezahlto

Wie auch die Revision einräumt, ist die Fassung des € 182

Abs° 3 Satz 1 RVO idF des Gesetzes vom 120 Juli 1961 klar„

Beruht die Arbeitsunfähigkeit weder auf einem Arbeitsun—

fall oder einer Berufskrankhcit — wie im vorliegenden

Fall —, so beginnt das Krankengeld mit dem Tag, der auf

den Tag folgt, an dem die Arbeitsunfähigkeit ärztlich fest—
gestellt wirdo Daß der Wortlaut den Sinn und Zweck der Vor—

schrift unverkürzt zum Ausdruck bringt, bestätigt ihre Emt-

stehungsgeschichte„ Zum Unterschied von der bisherigen

Regelung, die auf den Eintritt der Arbeitsunfähigkeit abge—

stellt und damit auch rückwirkende Feststellungen der Ar—

beitsunfähigkeit mit den sich daraus ergebenden Zweifeln

ermöglicht hatte, war im Entwurf der neuen Regelung von

vornherein vorgesehen, daß an die Stelle des tatsächlichen
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Eintritts der Arbeitsunfähigkeit deren Feststellung

treten sollte° Durch Beschluß des Ausschusses für Sozial—
politik wurde das Wort "ärztliche" (Feststellung) einge—

fügt (vgl.° den schriftlichen Bericht des Ausschusses für
} Sozialpolitik, BT—Druckso 2748, 30 Wahlperiode), Diese

Änderung führte zur Anrufung des Vermittlungsaussehusses

durch den Bundesrat mit der Begründung, diese Regelung

erscheine bedenklich: Der Zeitpunkt der ärztlichen Fest—

stellung könne aus Gründen, die der Kranke nicht zu ver—

treten habe„erheblich später liegen als der tatsächliche

\ Eintritt der Arbeitsunfähigkeit; in diesen Fällen wäre

eine Benachteiligung des erkrankten Arbeitnehmers unver—

meidbar; darüber hinaus sollte das ärztliche Attest kein

ausschließlicher Beweis für das Vorliegen von Arbeitsun—

fähigkeit sein (vglo BT—Drucks° 2864, 30 Hahlperiode und

die Verhandlungen des Bundesrats, 234° Sitzung vom 16„Juni

1961 SO 156 D), In den Beratungen des Vermittlungsaus—
'sohusses vertrat die Minderheit wie der Bundesrat die An—

sicht, daß entsprechend dem bisherigen Recht der Tag des

Eintritts der Arbeitsunfähigkeit maßgebend bleiben solle

und der Arzt somit auch in Zukunft eine Arbeitsunfähigkeit

beseheinigen könne, die vor der ärztlichen Inanspruchnahme

eingetreten sei° Die Mehrheit dagegen war der Auffassung,

:daß eine rückwirkende Bescheinigung des Eintritts der Ar—

beitsunfähigkeit generell ausgeschlossen werden müsse,

auch wenn das im Einzelfall zu Härten führe, Dementspre—

chend wurde die heutige Fassung Gesetz (vgl„ die Verhand—

.lungen des Bundesrats, 235, Sitzung vom 30, Juni 1961 8°

‘. 165 D),

Diese Regelung verstößt nicht gegen das GG, Zu Unrecht

meint die Revision, gegenüber dem positiven Hecht müsse

*der Grundsatz von Treu und Glauben als höhcrwertiges Recht

in dem Sinne durchgreifen, daß ein Versicherter nicht unter

der Härte des Gesetzes leiden dürfe, wenn er unverschuldct

an der rechtzeitigen Inan8pruchnahme des Arztes zur Fest—
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stellung der Arbeitsunfähigkeit gehindert sei° Der Grund—

satz von Treu und Glauben ist ein allgemeiner Rechtsgedanke,

der mißbräuchlieher Rechtsanwendung im Rechtsverkehr » sei

es im privaten, sei es im öffentlichen Recht — steuern soll;

er kann aber nicht dem Gesetzgeber vorgehalten werden, bher

könnte in diesem Zusammenhang an den Verfassungsgrundsatz

der Sozialstaatliehkeit (Arte 20 Abs° 1, Art, 28 Abs, 1 GG)

gedacht werden, Wie immer aber auch die Grenze zu ziehen

ist, die durch diese "Grundsatznorm" des GG (vgl° BVerfG 6,

55, 71) dem Gesetzgeber vorgezeichnet ist, so kann sie jeden—

falls nicht im Sinne einer allgemeinen Härteklausel verstan—

denwerden(vgi° BSG15, 71, 76; 19, es, 92; 20, 41, 45)°
Der Gesetzgeber hat bei der Frage, ob für den Krankengeld—

an3pruch auf das Ereignis selbst, nämlich die Arbeitsunfähigu

keit, oder besser auf dessen Feststellung abzustellen sei,

aus Gründen der Praktikabilitat und der hißbrauchsbekämpfung

dieser Lösung den Vorzug gegeben und die sich dabei im Linzel»

fall ergebenden Härten gesehen und in Kauf genommen„ Solche

Vereinfachungen und Vergröberungen sind im Rahmen einer gene»
ralisierenden Regelung unvermsidlich und nach dem GG zulässig

(vgl° BVerfG 13, 21, 29)"

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die sich aus der der—

zeitigen Krankengeldregelung für den Versicherten ergebende

Obliegenheit‚ die ärztliche Feststellung der Arbeitsunfähig—

keit möglichst am Tage ihres Eintritts zu erlangen, gerade im

vorliegenden Fall nicht zu sonderliehen Härten für den Kläger

geführt hat, Der Kläger hätte unschwer anstelle seines am

22„ September 1961 nicht erreichbaren Hausarztes einen ande—

ren Kassenarzt zur Feststellung seiner Arbeitsunfähigkeit

aufsuchen können, was nach Lage der Umstände auch nach @ 368 d

Abs“ 2 und 3 EVO zu vertreten gewesen wäre° So verständlich

es ist, daß der Kläger seine Arbeitsunfühigkeit gerade von
seinem behandelnden Arzt festgestellt wissen wollte, so wäre

es doch keine unzumutbare Belastung gewesen, ausnahmsweise
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einen aqderen Kassenarzt in An5pruch zu nehmen, wie sich ja

auch sonst im Falle der Verhinderung des behandelnden Arz—

tes diese Notwendigkeit ergeben kannü

ob im Falle objektiver Unmöglichkeit, die ärztliche Fest—
stellung der Arbeitsunfähigkeit rechtzeitig zu erreichen‚
5 183 Abs„ 3 Satz 1 EVO erweiternd auszulcgen ist, hat der
Senat hier nicht zu ent50beiden; diese Frage bleibt offen„

Demnach müßte die Sprungrevision des Klägers als unbegrün—
det zurückgewiesen werden° Die Kostenentscheidung beruht

' auf 5 193 Abso 1 und 4 des Sozialgerichtsgesetzes„
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